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1 Einleitung 

Die zunehmende Beeinträchtigung der natürlichen Umwelt durch 

wirtschaftliche Tätigkeiten sowie die wachsende Wahrnehmung von 

Umweltproblemen haben dazu geführt, daß staatliche Eingriffe in den 

wirtschaftlichen Sektor zur Regulierung der wirtschaftlicher Effekte auf die 

Umwelt heute der Normalfall sind. Umweltpolitik ist somit nicht nur ein 

wesentlicher Bestimmungsfaktor jeder wirtschaftlichen Tätigkeit, sondern 

auch des gesellschaftlichen Wohlstands allgemein. Dies gilt gleichermaßen, 

wenn eventuell in Einzelfällen auch mit graduellen Einschränkungen für die 

Industrieländer wie auch für die sogenannten Entwicklungsländer. Ein 

besonderer internationaler Aspekt umweltpolitischer Konflikte ergibt sich 

durch die Tatsache, daß die globale Umwelt jenseits ihrer Kapazität zur 

Selbsterneuerung genutzt wird (Heister 1997). Beispiel hierfür wäre der 

Treibhauseffekt, daß heißt die Nutzung der Erdatmosphäre als CO2 Deponie. 

Durch globale Umweltgüter oder transnationale Umweltgüter wird die 

Umweltpolitik aus der nationalen Arena in die Internationale Politikarena 

verlagert. Internationale Verträge bzw. Umweltregime zur Bewirtschaftung 

globaler Umweltressourcen werden damit unumgänglich.  

 

Da nicht nur die Formulierung optimaler nationaler Umweltpolitik, sondern 

vor allem auch die Ausarbeitung bindender internationaler Umweltverträge 

ein komplexer politischer Prozeß ist, stellt die zunehmende Bedeutung der 

Bewirtschaftung knapper Umweltgüter nicht nur eine Herausforderung für 

die Naturwissenschaften, sondern gleichermaßen für die 

sozialwissenschaftlichen Disziplinen dar.  

 

Der traditionelle (klassische) Ansatz der Ökonomie zur Analyse der 

Umweltpolitik ist dabei auf eine positive Wirkungsanalyse unterschiedlicher 

umweltpolitischer Instrumente fokusiert. D.h. es wird analysiert, welche 

Auswirkungen exogen gegebene Umweltpolitiken auf die sozio-ökonomische 

Situation in der gesamten Volkswirtschaft haben. Ein wichtiger Beitrag 

dieses klassischen Ansatzes kann in der wohlfahrtstheoretischen Analyse 

staatlicher Umweltpolitik gesehen werden. Hauptziel und Output dieser 
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Analyse ist die Ableitung einer Rangfolge alternativer Umweltpolitiken gemäß 

ihrer relativen Vorzüglichkeit nach dem Kriterium der Pareto-Optimalität 

bzw. potentiellen Pareto-Optimalität (Kaldor-Hicks-Kriterium). 

 

Dabei fand die politische Willensbildung, d.h. der gesellschaftliche Prozeß, in 

dem unter konkreten strukturellen und institutionellen 

Rahmenbedingungen entsprechende Umweltpolitiken formuliert werden, 

noch keinen unmittelbaren Eingang in die Analysen. 

 

Nicht zuletzt die Tatsache, daß reale Umweltpolitik in den Industrie- und 

Entwicklungsländern erheblich von den normativen Vorgaben 

wohlfahrtstheoretischer Analysen abweichen, rückt den politischen 

Willensbildungsprozeß mit seinen institutionellen und strukturellen 

Restriktionen mehr und mehr ins Zentrum umweltpolitischer Analysen (vgl. 

z.B. Endres und Finus 1996: 36). 

 

Begriffe wie politische Durchsetzbarkeit (political feasibility), politischer 

Einfluß von Interessengruppen, institutionelle oder auch internationale 

Machtkonstellationen werden als schlagwortartige Erklärungen für die 

beobachtete Diskrepanz zwischen umweltökonomischen Wunsch und 

umweltpolitischer Wirklichkeit herangezogen. 

 

Trotz dieser Erkenntnis sind positive polit-ökonomische Analysen der 

Umweltpolitik, welche neben der positiven Analyse des ökonomischen 

Sektors auch eine positive Analyse des politischen Sektor explizit mit 

einbeziehen, eher selten in der Literatur zu finden (vgl. Endres und Finus: 

38 sowie Vogel 1999: 16). Beispiele für politökonomische Analysen wären 

u.a. Abbott und Brady (1990), Buchanan und Tullock (1975), Hillman und 

Urspurng (1992), Rauscher (1995), Cumberland (1990), sowie Vogel (1999). 

Allerdings sind diese Analysen in der Regel sehr abstrakt und theoretischer 

Natur und beinhalten im Gegensatz zu den ökonomischen 

Wirkungsanalysen (vgl. Conrad 1998, Siebert 1995) keine operationalen 

Modelle, die quantitative empirische Analysen zu lassen.  
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Diese wären aber auf der anderen Seite gerade vor dem Hintergrund der 

zunehmenden nationalen und vor allem internationalen umweltpolitischen 

Konflikte mehr als wünschenswert. Mögliche Beiträge und 

Analyseschwerpunkte polit-ökonomischer Modelle zur Untersuchung der 

Umweltpolitik wären dabei: 

 

1) Prognose und Erklärung von umweltpolitischen Entscheidungen: 

Welche Bedeutung haben die ökonomischen, sozio-strukturellen und 

institutionellen Rahmenbedingungen für umweltpolitische Entscheidungen? 

 

Die Prognose von Politikentscheidungen im Umweltbereich ist sowohl auf 

Makroebene als Policy-Consulting als auch auf Mikroebene z.B. zur 

Erhöhung der Planungssicherheit wirtschaftlicher Unternehmen Bedeutung. 

Darüber hinaus, beinhaltet die Analyse der Implikationen veränderter sozio-

struktureller Rahmenbedingungen auch die optimale organisatorische 

Repräsentationsstruktur von speziellen Interessen in internationalen 

Verhandlungen. Insbesondere im europäischen Mehrebenensystem scheint 

die organisatorische Struktur nationaler Interessenrepräsentation einen 

Einfluß auf die effektive Durchsetzung nationaler Interessen zu haben (vgl. 

z.B. Pappi und Henning 1999). 

 

2) Political Feasibility Studies 

Ableitung von optimalen (second-best) politisch durchsetzbaren Politiken 

und Vergleich mit (first-best) pareto-optimalen Politiken. 

 

3) Institutionen-Analyse 

Ableitung von optimalen institutionellen Strukturen, d.h. Zusammensetzung 

und Kompetenzen unterschiedlicher politischer Entscheidungsorgane, 

Entscheidungsverfahren, etc., die Formulierung volkswirtschaftlich 

effizienter (pareto-optimaler) Umweltpolitik implizieren. Insbesondere können 

polit-ökonomische Ansätze hinsichtlich der Prognose und Konstruktion von 

institutionellen Designs für neu zu implementierende Umweltregime einen 

positiven Beitrag leisten. 
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In diesem Papier wird nun ein polit-ökonomischer Ansatz abgeleitet, welcher 

einerseits umweltpolitische Entscheidungen im Bereich von 

grenzüberschreitenden Umweltverschmutzung wie z.B. dem Treibhauseffekt 

bei gegeben institutionellen Entscheidungs- und 

Implementationsmechanismen modelliert. Andererseits werden 

Determinanten der Auswahl entsprechender institutioneller Ausgestaltungen 

durch beteiligte Nationalstaaten in internationalen Verhandlungen 

analysiert.  

 

Die durchgeführten Analysen bringen dabei überwiegend inhaltlich bereits 

bekannte theoretische Zusammenhänge zu Tage. Im Vordergrund steht 

daher eher die Demonstration, daß diese im Rahmen von operationalen 

polit-ökonomischen Ansätzen auch empirisch und quantitativ 

nachgezeichnet werden können. Allerdings ergeben sich durch aus auch 

interessante neue inhaltliche Implikationen. Im einzelnen lassen sich die 

Hauptergebnisse der durchgeführten Simulationsanalysen in den folgenden 

Punkten zusammenfassen: 

 

1 Institutionelle Regelungen sowohl im Bereich der pol. 

Entscheidungsfindung als auch der Implementation von internationalen 

Umweltpolitiken haben signifikanten Einfluß auf Policy Output in 

Umweltregimen. 

2 Hinsichtlich institutioneller Implementationsmechanismen scheint die 

dezentrale Lösung in Form von internationalen "Permit Markets", auf 

denen supranationale politische Agenten als Nachfrager neben 

Unternehmen auftreten, die beste institutionelle Lösung zu sein. Diese 

gewährt nicht nur eine pareto-effiziente Implementierung vorgegebener 

Umweltziele, sondern vor allem auch eine effiziente und explizite 

Umsetzung und Aggregation nationaler Umweltpräferenzen. 

3 Hinsichtlich institutioneller Entscheidungsmechanismen sind zentrale 

Entscheidungsmechanismen in Form von institutionalisierten 

Majoritätssystemen reinen Vertrags- bzw. Bargainingsystemen 

vorzuziehen, da diese a) statisch zu effizienteren Umweltpolitiken führen 
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und b) dynamisch gegenüber opportunistischen Verhalten einzelner 

Staaten stabiler sind. 

4 Ein effizienter Design von Internationalen Policy-Regimen ist vor allem bei 

asymmetrischen Umweltpräferenzen als Folge hoher Pro-Kopf-

Einkommensunterschiede, sowie Produktions- und "Abantement-

technologien" von erheblicher umweltpolitischer Bedeutung. 

 

Neben den o.g. inhaltlichen Ergebnissen, die zum Teil bereits aus der 

Literatur bekannt sind, ist der Beitrag des Papiers vor allem im 

methodischen Bereich zu verstehen. Es wird argumentiert, daß der hier 

abgeleitete Basisansatz, der eine extrem reduzierte und vereinfachte 

Abbildung des ökonomischen und des politischen Sektors aufweist, 

grundsätzlich das Potential aufweist, zu einem detaillierten operationalen 

polit-ökonomischen Ansatz erweitert zu werden, auf dessen Grundlage 

empirisch-quantitative polit-ökonomische Analysen durchgeführt werden 

können. 

 

 

2 Genereller theoretischer Rahmen eines polit-ökonomischen 

Gleichgewichtsmodells 

In Abbildung 1 ist ein politischer Willensbildungsprozeß stilisiert abgebildet. 

Dabei kann der politische Willensbildungsprozeß in internationalen 

Umweltregimen als eine Erweiterung/Spezialfall eines nationalen 

umwelt/wirtschaftspolitischen Willensbildungsprozesses verstanden werden. 

Generell lassen sich zwei Ebenen eine nationale und eine internationale 

unterscheiden. Beide Ebenen lassen sich dann in drei Komponenten 

zerlegen, die in Abbildung 1 als (1) die ökonomischen, (2) die strukturellen 

und (3) die institutionellen Rahmenbedingungen gekennzeichnet sind.
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Abbildung 1: Schematische Repräsentation eines Politi-Ökonomischen Systems 
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• Die ökonomischen Rahmenbedingungen umfassen das jeweilige 

ökonomische System, d.h. die konkreten Produktionstechnologien, 

Faktorausstattungen, Pro-Kopf-Einkommen und Umweltpräferenzen der 

Konsumenten in den jeweiligen Nationalstaaten sowie entsprechende 

ökonomische Verflechtungsstrukturen zwischen den Staaten über 

Außenhandel.  

• Die strukturelle Rahmenbedingungen heben auf die Existenz und 

Organisationsstruktur relevanter nationaler und supranationaler 

Interessengruppen sowie ihrer formalen und informellen 

Zugangsstrukturen zu den politischen Agenten (Institutionen) ab. 

Die institutionellen Rahmenbedingungen umfassen die jeweiligen 

institutionellen Regeln und konstitutionelle Ordnung des politischen System, 

in dem Umweltpolitik formuliert wird, d.h. welche nationalen und 

supranationalen Institutionen sind formal an der Formulierung und 

Implementierung von umweltpolitischen Maßnahmen beteiligt? 

 

Eine polit-ökonomische Modellierung beinhaltet nun die simultane 

Formulierung der folgenden Abläufe. a) die Auswahl konkreter Policy-

Instrumente α durch eine Menge von konstitutionell bestimmten politischen 

Agenten (P). Die Transformation T(Z,α) der Policy-Instrumente α in 

nutzenrelevante Policy-Outcomes Z. Policy-Outcomes sind dabei 

nutzenrelevant, wenn die Wähler "w" glauben, daß diese ihre individuelle 

Wohlfahrt Uw bestimmen, d.h. es gilt Uw=Uw(Z). c) Geschlossen wird das 

Modell über den Prozeß der Interessenvermittlung, d.h. den antizipierten 

"Featback" zwischen Wählern und Politischen Agenten. Die 

Interessenvermittlung findet in repräsentativen Demokratien über zwei 

verschiedene Kanäle statt. Einerseits über politische Wahlen, hier sind die 

politischen Parteien die dominanten Interessensvermittlungsorganisationen 

und andererseits über Lobbying, hier sind Interessengruppen die relevanten 

Organisationen der Interessenvermittlung (vgl. Mueller 1989, Rudzio 1996). 

 

Dabei wird unterstellt, daß politische Agenten "office seeking" sind, d.h. an 

ihrer Wiederwahl durch die Wähler interessiert sind. Somit werden politische 
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Agenten gerade solche Policy-Instrumente α präferieren, die zu Policy-

Outcomes Z führen, die Ihnen eine maximale Wiederwahlchance garantieren. 

 

Das Ergebnis der Interessenvermittlung sind die bedingten Präferenzen 

Ug(Z,S) der Politiker, wobei S allgemein einen Index für relevante 

Einflußressourcen darstellt. Inhaltlich umfaßt S neben politischer 

Unterstützung auch Experteninformationen, welche Interessengruppen den 

politischen Agenten im Austausch gegen politische Gefälligkeiten zur 

Verfügung stellen (Pappi und Henning 1998).  

 

Vor dem Hintergrund der o.g. Ausführungen läßt sich der gesamte polit-

ökonomische Entscheidungsprozeß (die Auswahl von der Policy-Instrumente 

α) formal in zwei Stufen zerlegen. Auf der ersten Stufe erfolgt die Aggregation 

der Policy-Präferenzen der politischen Agenten, dabei kann die Aktivität der 

Wähler sowie der Interessengruppen jeweils explizit oder aber implizit 

modelliert werden, indem der Interessenvermittlungsprozeß modelliert wird 

oder aber direkt von den bedingten Policy-Präferenzen der politischen 

Agenten ausgegangen wird. Ergebnis der Präferenzenaggregation auf der 

ersten Stufe ist die Auswahl eines speziellen erwünschten Policy-Outcome 

(Z*). Auf der zweiten Stufe erfolgt dann die technische Auswahl der jeweiligen 

Policy-Instrumente α*, auf der Grundalge der politischen Technologie 

T(Z*,α*).  

 

Interdependent verbunden sind diese beiden Stufen dadurch, daß die 

Auswahl des Policy-Outputs z* technologisch "feasible" sein muß. Die 

individuellen politischen Akteure determinieren also ihre individuell 

präferierten Policy-Outcome Z entsprechend ihrer Policy-Präferenzen 

restringiert durch die technisch bedingten Transformationsmöglichkeiten, pz 

welche gerade der Hyperebene Tz der politischen Technologie T(Z,α) an der 

Stelle Z, entsprechen: 

 

(1) 
Bzp:.t.s

)Z(UMax
z

i

≤
 



 12 
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"B" bezeichnet dabei gerade das politische Budget, welches für die 

Durchführung der Politik maximal zu Verfügung steht. 

 

Ein politisches Gleichgewicht (z*, α*) herrscht genau dann wenn gilt: 

 

(3) 
( )

( ) 0),(zT:mit

)(z)(B),(pz
**

***z*

=αα

α=αα
 

 

Restriktiv wird der polit-ökonomische Ansatz durch die Schwierigkeit, die 

Aggregation politischer Präferenzen relevanter Akteure auf der ersten Stufe 

konsistent und analytisch handhabbar als Funktion der jeweiligen 

individuellen Präferenzen sowie der jeweiligen institutionellen und 

strukturellen Rahmenbedingungen abzubilden. Während die Abbildung der 

politischen Technologie T(z,α) in der Regel gerade mit entsprechenden 

Abbildungen des ökonomischen Sektors in klassischen ökonomischen 

Wirkungsanalysen korrespondiert, wie zum Beispiel aggregierten Profit- und 

Ausgabefunktionen oder aber generelle Gleichgewichtsmodelle (CGE). 

 

Aufgrund dieser technischen Schwierigkeiten sind polit-ökonomische 

Modelle in der Literatur eher selten aufzufinden und wenn, dann sind diese 

entweder sehr abstrakt und theoretisch (vgl. Slutzky 1977, Dudenhöffer 

1983) oder aber empirisch und in einer stark reduzierten Form formuliert 

(z.B. Frey und Schneider 1979).  

 

Vor allem ergeben sich methodische Probleme hinsichtlich der konsistenten 

Aggregation der politischen Präferenzen, wenn von einer Vielzahl von 

politischen Agenten in komplexen institutionellen "Settings" und von multi-

dimensionalen Policy-Outcomes bzw. Policy-Instrumenten ausgegangen 

wird. Dann ist die Existenz stabiler politischer Gleichgewichte u.a. aufgrund 
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des Arrow Paradoxon (Arrow 1954) fraglich. Dies hat viele Autoren zu der 

negativen Schlußfolgerung geführt, daß politische Entscheidungen 

abgesehen von seltenen Spezialfällen im allgemeinen einer positiven Analyse 

nicht zugänglich sind (z.B. Riker 1982). 

 

In diesem Papier wird zwar noch kein entsprechend komplexes polit-

ökonomisches Modell abgeleitet werden. Trotzdem soll an dieser Stelle 

darauf verwiesen werden, daß neuere Entwicklungen im Bereich der 

politischen Tauschansätze (Schnoorpfeil 1996, Henning 1998, Pappi und 

Henning 1998) grundsätzlich das Potential aufweisen, entsprechend 

operationale Modelle zu generieren, die auch in der Lage sind multi-

dimensionale Politikentscheidungen vieler politischer Akteure unter 

komplexen institutionellen und strukturellen Rahmenbedingungen 

quantitativ abzubilden. 

 

Nicht zuletzt aufgrund bestehender technisch-methodischer Schwierigkeiten, 

die allerdings grundsätzlich als überwindbar eingestuft werden, wird im 

folgenden ein sehr einfaches polit-ökonomisches Gleichgewichtsmodell 

abgeleitet und zur Analyse von Politikentscheidungen in internationalen 

Umweltregimen verwendet. Dabei entspricht die formale Struktur der oben 

abgeleiteten Struktur polit-ökonomischer Modelle.  

 

 

3 Modellierung von "Policy Choice" und "Institutional Choice" in 

internationalen Umweltregimen 

3.1 Problemstellung und Institutionelle Optionen 

Ausgangspunkt ist ein globales Umweltgut, d.h. eine Umweltverschmutzung 

in einem nationalen Staat impliziert eine symmetrische Belastung der 

gemeinsamen Umwelt für alle Staaten und somit ergibt sich die 

Umweltbelastung in allen Staaten (K) als Summe der jeweiligen 

nationalstaatlichen Umweltverschmutzungen (Ki).  
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Globale Umweltgüter (Global environmental media) lassen sich also als 

gemeinsame Ressourcen verstehen, so daß sich hinsichtlich ihrer Nutzung 

das klassische "free-rider" Problem zwischen den einzelnen Nationalstaaten 

ergibt. Die Lösung des internationalen Umweltproblems, d.h. die Herstellung 

eines Gleichgewichts zwischen Umweltbelastung durch wirtschaftliche 

Aktivitäten und wünschenswerter Umweltqualität durch die Konsumenten, 

erfordert dabei in der Regel die Lösung des "free-rider" Problems. Das "free-

rider" Problem läßt sich letztendlich nur durch die Schaffung gemeinsamer 

internationaler Institutionen, einem internationalen Umweltregime, lösen. 

Allerdings ergeben sich auch ohne internationale Kooperationen separate 

nationale Bestrebungen zur Lösung des internationalen Umweltproblems, 

die allerdings aufgrund des ungelösten "free-rider" Problems immer 

ineffiziente Lösungen darstellen. 

 

Die Etablierung effizienter internationaler Umweltregime ist allerdings nicht 

nur aufgrund des "free-rider" Problems mit großen Schwierigkeiten 

verbunden. Zusätzlich erschweren nationale Unterschiede bzgl. der 

Umweltpräferenzen, welche vor allem durch unterschiedlich hohe Pro-Kopf-

Einkommen induziert werden, sowie unterschiedliche Produktions- bzw. 

Umwelttechnologien eine effiziente Lösung internationaler Umweltprobleme 

(vgl. Siebert 1995: 199). Selbst unter Vernachlässigung des "free-rider" 

Problems, welches im Bereich der Policy-Formulierung angesiedelt ist, 

existieren institutionelle Implementationsmechanismen, welche ineffiziente 

Allokationswirkungen auf der Produktionsseite haben. Ein prominentes 

Beispiele hierfür ist die Regulierung, d.h. die Festsetzung maximaler 

Emissionsmengen oder auch die Festsetzung unterschiedlicher nationaler 

Emissionssteuern n (Conrad 1997, Siebert 1995). 

 

Berücksichtigt man, daß es eine ganze Reihe möglicher institutioneller 

Ausgestaltungen für internationale Umweltregime gibt, so stellt sich a) die 

Frage, welche institutionellen Ausgestaltungen zu einer ökonomisch 

effizienten Lösung führen und b) bei gegebenen Präferenz- und 

Technologieunterschieden als politisch durchsetzbar angesehen werden 

können. Insbesondere die zweite Frage ist von besonderen Interesse, da 
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pareto-effiziente kooperative Verhandlungslösungen in der Regel immer "side 

payments" zwischen einzelnen Staaten implizieren, die in der politischen 

Praxis nur schwer durchsetzbar sind bzw. langfristig nicht glaubhaft 

durchsetzbar erscheinen (Conrad 1997: 98 oder Siebert 1995: 204). Insofern 

ist es interessant institutionelle Lösungen zu identifizieren, die dauerhaft 

politisch durchsetzbar sind, d.h. von souveränen Staaten ohne direkte "side 

payments" langfristig akzeptiert werden, also self-enforcable sind, oder aber 

aufgrund institutionalsierter "side payments" dauerhaft stabilisiert werden 

können und gleichzeitig eine möglichst effiziente Lösung internationaler 

Umweltprobleme erlauben. 

 

In Tabelle 1 ist eine Matrix potentieller institutioneller Entscheidungs- und 

Implementationsmechanismen aufgeführt, die im Rahmen dieser Arbeit 

analysiert werden sollen. Technisch kann einerseits zwischen den 

institutionellen Entscheidungs- und andererseits zwischen institutionellen 

Implementationsmechanismen unterschieden werden. 
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Tabelle 1: Matrix potentieller Institutioneller Entscheidungs- und Implementationsmechanismen für 

internationales Umweltregime 

 

Implementations-

mechanismen 

Entscheidungsmechanismen 

 Zentral Dezentral 

 Barganing Voting Markt Nicht-kooperativ 

 unanimity Median Mean nationale 

Finanzierung 

Gemeinsame 

Finanzierung 

 

zentral Zentrale Regulierung (7) 

 

- - Nationale 

Regulierung 

dezentral Gemeinsamer Permit Market mit 

gemeinsamem Nettoangebot der 

Regierungen (2,3,4) 

Gemeinsamer Permit Markt mit 

nationalem Nettoangebot der 

Regierungen 

Nationale Permit 

Markets (1) 

  (5) (6)  

Quelle: eigene Darstellung 
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Entscheidungsmechanismen lassen sich in zentrale und dezentrale 

Mechanismen einteilen. Zentrale Entscheidungsmechanismen setzen dabei 

eine gemeinsame Bestimmung umweltpolitischer Maßnahmen durch alle 

beteiligten Staaten voraus. Dies kann durch Einstimmigkeit bzw. 

kooperative Verhandlungen der Staaten ohne institutionelle 

Abstimmungsregeln oder aber im Rahmen von institutionellen 

Abstimmungssystemen erfolgen. Konkret wird für die letzte Kategorie in 

Anlehnung an Slutzky (1977) und Dudenhöffer (1983) von einer einfachen 

Mehrheitsentscheidung z.B. in einem Ausschuß ausgegangen (Median in 

Tabelle 1). Andererseits werden komplexere institutionelle 

Mehrheitssysteme, an denen unterschiedliche nationale und internationale 

Institutionen simultan beteiligt sind (Mean), wie dies z.B. in der 

Europäischen Union zutrifft, angenommen. Im ersten Fall läßt sich 

zumindest bei eindimensionalen Policy-Entscheidungen Black's Median 

Voter Theorem (Black 1958) anwenden, während im letzten Fall auch unter 

der Annahme multidimensionaler Entscheidungen das Mean Voter Theorem 

(Henning 1998, Pappi und Henning 1998) als Generalisierung des Median 

Voter Theorems zur Abbildung der umweltpolitischen Entscheidungen 

anwendbar ist. Neben den zentralen lassen sich dezentrale 

Entscheidungsmechanismen unterscheiden, d.h. die Nationalstaaten 

entscheiden nicht kooperativ über ihre jeweiligen umweltpolitischen 

Maßnahmen. Eine spezielle Übergangsform kooperativer und nicht 

kooperativer Entscheidungsmechanismen stellt, die Implementierung eines 

gemeinsamen "Permit" Marktes (siehe unten) dar, auf dem die jeweiligen 

nationalen Regierungen als individuelle Anbieter von "Permits" auftreten. 

Der gesamte realisierte Erlös aus Permitverkäufen kann dann zu festen 

Anteilen zwischen den Staaten aufgeteilt werden (gemeinsame Finanzierung) 

oder aber jeder Staat behält gerade den von ihm realisierten Erlös. 

 

Als Implementationsmechanismen werden neben der Besteuerung und 

Regulierung die Einführung von "Permit" Märkten, auf denen die nationalen 

Regierungen individuelle oder zentral als Nettoanbieter von Permits 

auftreten, betrachtet. Regulierung ist ein zentraler 
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Implementationsmechanismus, da diese keine individuellen 

Umweltstandards für einzelne Unternehmen zuläßt. Während der "Permit" 

Markt wie auch die Besteuerung als dezentraler 

Implementationsmechanismus eingestuft wird, da diese durch Kauf von 

Permits bzw. Anpassung der Produktion individuelle Umweltstandards 

impliziert.  

 

Bekanntermaßen ist die Regulation im Vergleich zur Steuer ein ökonomisch 

ineffizienter Implementationsmechanismus, da diese in der Regel mit 

negativen Allokationseffekten auf der Produktionsseite verbunden ist. 

Andererseits erlaubt die Regulierung im Gegensatz zur Besteuerung eine 

unmittelbare Durchsetzung von angestrebten Umweltstandards Dies gilt 

allerdings analog für ein Permit System, so daß dieses allgemein als 

optimales Implementationsverfahren für Umweltstandards angesehen wird, 

da es die komparativen Vorteile der Besteuerung und der Regulation vereint 

(Siebert 1995: 128-136). 

 

Im Gegensatz zu dem in der Literatur üblicherweise formulierten Ansatz, in 

dem der Staat lediglich eine feste Menge an Permits anbietet (vgl. Siebert 

1995), wird hier davon ausgegangen, daß die Nationalstaaten im Sinne einer 

Offenmarktspolitik neben den Unternehmen aktiv am Permit Markt als 

Anbieter und Nachfrager von Permits auftreten können, um ihre festgelegten 

umweltpolitischen Ziele durchzusetzen. Diese erlaubt zum einen eine 

Offenbarung nationaler bzw. internationaler Regierungspräferenzen für die 

Umwelt, die auch den Wählern unmittelbar zugänglich ist. Zum anderen 

lassen sich formulierte Umweltziele flexibel an wechselnde wirtschaftliche 

Verhältnisse (z.B. technologische Innovationen) bzw. umweltpolitische 

Reaktionen (zu starke oder zu geringe Reaktion auf implementierte Permit 

Kürzung) anpassen. Eine erhöhte Flexibilität ist gerade auch bei 

unvollkommener Information über relevante Produktions- und 

Umwelttechnologien sehr nützlich, da somit anvisierte Umweltstandards in 

einem "try and error" Verfahren systematisch ausgelotet werden können. 
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Im folgenden soll nun für die in Tabelle 1 dargestellten 7 institutionellen 

Szenarios jeweils der Policy-Output, d.h. das politisch determinierte 

Umweltschutzniveau und die volkswirtschaftliche Wohlfahrt der 

Nationalstaaten sowie vor allem die ökonomische Effizienz des jeweiligen 

Umweltregimes für unterschiedliche Präferenz- und Technologieszenarien 

analysiert werden. Im einzelnen wird dabei jeweils von geringen, mittleren 

und starken Unterschieden hinsichtlich der Umweltpräferenzen bzw. des 

Pro-Kopf-Einkommens und dem technischen Emissionskoeffizienten 

ausgegangen.  

 

Weiterhin soll für die verschiedenen Präferenz- und Technologieszenarien 

analysiert werden, welches institutionelle Design sich jeweils als 

internationales Verhandlungsgleichgewicht aus den nationalen Präferenz- 

und Machtkonstellationen ableiten läßt und inwieweit dies ökonomisch 

effizient ist. 

 

Die konkreten theoretischen Modelle für die jeweiligen institutionellen 

Szenarien in Tabelle 1 werden im nächsten Abschnitt dargestellt und die 

konkreten Parameterspezifikationen für die einzelnen simulierten Präferenz- 

und Technologieszenarien sind im Anhang in Tabelle A1 explizit aufgeführt. 

 

3.2 “Political Choice” bei gegebenen Institutionen 

Theoretisches Modell 

Das theoretische Modell geht von zwei Staaten i=1,2 aus, die der Einfachheit 

halber die gleiche Bevölkerungsanzahl und Flächenausstattung aufweisen, 

sich aber hinsichtlich des Pro-Kopf-Einkommens bzw. der 

Umweltpräferenzen sowie der Produktionstechnologie unterscheiden. Die 

nationale Ökonomie wird durch eine aggregierte Cobb-Douglas 

Profitfunktion π mit Arbeit als quasifixen Input abgebildet:  

 

(4) 1
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p = Outputpreisindex  
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q = Preisindex für variable Inputs 

L = Arbeitskräfteeinsatz 

i= Index für Staat 

 

Damit folgt für den durchschnittlichen volkswirtschaftlichen Lohnsatz w 

bzw. mit einem Arbeitsbevölkerungsanteil aL für das Pro-Kopf-Einkommen 

y1:  
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Die wirtschaftliche Produktion verursacht in jedem Staat i=1,2 eine 

Umweltverschmutzung Ki als festes Koppelprodukt: 

 

(6) ii
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Nationale Politiker maximieren nationale politische Unterstützung Ui, die 

neben dem erzielten Pro-Kopf-Einkommen von der realisierten 

internationalen Umweltverschmutzung K=ΣiKi abhängt: 
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I = gesamter Konsum an privaten und öffentlichen Gütern 

S= Vermeidung von Umweltverschmutzung 

C(s)= Kosten zur Vermeidung der Umweltverschmutzung 

Ki0= Nutzenparameter, der die maximal erträgliche Umweltbelastung in 

Staat i ausdrückt 

 

                                                 
1 Vereinfacht wird aLi für alle Staaten i=1,2 gleich eins gesetzt. Diese Vereinfachung übt keinerlei 
Beschränkungen auf die durchgeführten Analysen aus. 
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Die maximal erträgliche Umweltbelastung ist für eine Periode t exogen, wird 

aber endogen über die realisierte Umweltbelastung in den Vorperioden 

adaptiert (siehe auch Tabelle A1 im Anhang). 

 

Modellierung des polit-ökonomischen Gleichgewichts bei 

unterschiedlichen institutionellen Szenarien 

Das polit-ökonomische Gleichgewicht ergibt sich nun aus dem Verhalten der 

nationalen Regierungen sowie der nationalen wirtschaftlichen Akteure. 

Während das individuelle Verhalten der nationalen Regierungen aus der 

Maximierung der politischen Unterstützung Ui abgeleitet wird, leitet sich das 

Verhalten der beiden nationalen wirtschaftlichen Akteure aus der 

Profitmaximierung ab. Das letztendliche Policy-Ergebnis variiert dabei mit 

den jeweiligen institutionellen Rahmenbedingungen, in denen das jeweilige 

Verhalten der politischen und wirtschaftlichen Akteure koordiniert wird. 

Konkret stellt sich das polit-ökonomische Gleichgewicht für die sieben oben 

abgeleiteten institutionellen Szenarien folgendermaßen dar: 

 

Szenario 1: Nichtkooperativ - Nationale Permit Märkte  

Formal korrespondiert das polit-ökonomische Gleichgewicht in diesem 

ersten institutionellen Szenario mit den zwei separaten 

Marktgleichgewichten auf den beiden nationalen Permit Märkten. Dabei 

treten die nationalen Regierungen jeweils als Anbieter und die nationale 

Wirtschaft als Nachfrager von Permits auf. 

 

Geht man davon aus, das die nationale Regierungen jeweils eine gegebene 

Menge an nationalen Permits ( iS ) kontrollieren , welche gerade der 

vorherigen Umweltbelastung ohne umweltpolitische Eingriffe entspricht, so 

ergeben sich das Nettoangebot NSi(δi) der nationalen Regierung i auf dem 

relevanten nationalem Permit Markt aus der Maximierung der politischen 

Unterstützung bei gegebenen Marktpreis δi: 
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Analog ergibt sich die Nachfrage der nationalen Wirtschaft nach Permits aus 

der Profitmaximierung mit: 

 

(9) ii
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Aus den "market clearance" Bedingungen ergeben sich schließlich die 

Marktgleichgewichte auf den nationalen Permit-Märkten:  

 

(10) 2,1ifürNSV ii ==  

 

Man beachte, daß die Marktgleichgewichte aufgrund der externen Effekte 

auf der Seite des Angebots der nationalen Regierungen miteinander 

zusammenhängen.  

 

Szenario 2: Bargaining - internationale Permit Märkte  

Formal korrespondiert das polit-ökonomische Gleichgewicht in dem zweiten 

institutionellen Szenario mit dem Marktgleichgewicht auf dem gemeinsamen 

internationalen Permit Markt. Dabei treten die nationalen Regierungen als 

gemeinsamer Anbieter und die beiden nationalen wirtschaftlichen Agenten 

als separate Nachfrager von Permits auf. 
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Das gemeinsame Regierungsnettoangebot: wird dabei kooperativ zwischen 

den beiden nationalen Regierungen ausgehandelt. Formal wird diese 

Verhandlung mit Hilfe eines asymmetrischen kooperativen Nashlösung 

abgebildet (zum Konzept der asymmetrischen Nashlösung siehe z.B. 

Eichenberger 1993: 259-260 bzw. zur Anwendung in internationalen 

Verhandlungen Henning 1994 bzw. Wald 1996). Dabei reflektiert das 

Verhältnis der Exponenten β1/β2 gerade die relative Bargaining Power der 

Staaten. Bargaining Power nationaler Staaten in internationalen 

Verhandlungen ist inhaltlich amorph, da diese auf ganz unterschiedliche 

Charakteristika begründen sein kann, die von wirtschaftlicher oder 

militärischer Dominanz bis hin zu Informationsvorteilen und geschickter 

Verhandlungsführung reichen können (vgl. Henning 1994 und Henning und 

König 1993). In den hier durchgeführten Simulationen wird Bargaining 

Power der Einfachheit halber auf wirtschaftliche Stärke gemessen in 

relativem Pro-Kopf-Einkommen vor umweltpolitischen Eingriffen reduziert. 

Weiterhin wird an dieser Stelle angenommen, daß die internationalen 

Verhandlungen zur Koordination der gemeinsamen Umweltpolitik bereits 

insofern institutionalisiert sind, daß keine einseitigen Exit-Optionen mehr 

existieren. Das Verhandlungssystem entspricht also eher einem 

institutionalisiertem Entscheidungssystem mit Einstimmigkeitsregel bei dem 

immer eine gemeinsame Entscheidung herauskommt. Dies wird dadurch 

modelliert, daß der nationale Konfliktnutzen auf Null gesetzt wird, so daß 

immer eine Nichttriviale Nashlösung existiert. Die jeweiligen nationalen 

Eintrittsbedingungen in ein internationales Umweltregime, welche 

unmittelbar mit den nationalen Konfliktnutzen zusammenhängen, werden 

explizit im nächsten Abschnitt bei der Analyse des "institutional choice" 

diskutiert. 

Unter diesen Annahmen ergibt sich das gemeinsame 

Regierungsnettoangebot auf dem internationalen Permit Markt als 

asymmetrische Nashverhandlungslösung mit: 
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Die Nachfrage der nationalen Wirtschaft (Vi) ist analog mit Gl. (9) bestimmt, 

so daß für das gesamte Marktgleichgewicht und somit für das polit-

ökonomische Gleichgewicht folgt:: 

 

(12) NSV
i

i =�  

 

 

Szenario3-4: Voting - internationale Permit Märkte  

Im Gegensatz zu einer einstimmigen Auswahl erfolgt die Auswahl des Permit 

Nettoangebots in den Szenarien 3 und 4 im Rahmen einer 

Mehrheitsentscheidung. Dabei kann es sich wie im Szenario 3 um eine 

einfache Mehrheitsentscheidung handeln oder aber wie im Szenario 4 um 

komplexere institutionalisierte Mehrheitssysteme handeln. Formal läßt sich 

mit Hilfe des Median Voter Theorems (Black 1958 bzw. die Anwendung auf 

die Umweltpolitik von Dudenhöffer 1983) bzw. des Mean Voter Theorems 

(Henning 1998 sowie Pappi und Henning 1998) zeigen, daß sich im 

politischen Gleichgewicht das gemeinsame Nettoangebot der beteiligten 

Staaten als gewichteter Mittelwert der jeweiligen individuellen Nettoangebote 

darstellen läßt. Der politische Gewichtungsfaktor Ci ergibt sich im 

allgemeinen Fall aus den jeweiligen institutionellen und strukturellen 

Rahmenbedingungen sowie den jeweiligen Policy-Präferenzen der beteiligten 

politischen Akteure (vgl. Henning 1998). Im Spezialfall des Median Voter 

Theorems als politisches Gleichgewicht einer einfachen 

Mehrheitsentscheidung ist die Verteilung der individuellen 

Gewichtungsfaktoren trivial. Der Median Wähler erhält den 
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Gewichtungsfaktor eins, und alle anderen Akteure erhalten den 

Gewichtungsfaktor Null. Im Fall eines Mean Voter Systems haben i.d. Regel 

alle politischen Akteure, die institutionell an der politischen Entscheidung 

beteiligt sind, ein positives politisches Gewicht. Die relative Höhe 

korrespondiert dabei mit der ex ante zu erwartenden Wahrscheinlichkeit, 

daß sich ein Akteur mit seiner Idealposition in einer Mehrheitsentscheidung 

durchsetzen kann (vgl. Henning 1998).  

 

Weiterhin ist es zur Ableitung des von einzelnen Nationalstaaten individuell 

präferierten gemeinsamen Nettoangebotes (NS) in zentralen 

Mehrheitssystemen notwendig, vorab eine explizite nationale 

Kostenverteilung festzulegen. Die staatlichen Kostenanteile werden mit Hilfe 

des Parameters (co ) in den unterstehenden Gleichungen berücksichtigt2. 

 

Formal folgt unter diesen Annahmen für das Regierungsnettoangebot: 

 

(13) 

( )

21,)))(,((

)(

:..*),(maxarg)(

)()(

=∀++Π=

=

�

≤+=

−=�

iSqpY

Y
co

S

YIcoStsISUS

SSCNS

iiii
i

i

i

i

i
i

iiii
i

i

i
ii

δδ

δ

α
δ

δδ

δδ

 

 

Die Nachfrage der nationalen Wirtschaft und das Marktgleichgewicht auf 

dem internationalen Permit Markt folgt dann entsprechend aus Gl. (9) und 

(12). 

 

 

Szenario 5-6: Dezentrales Regierungsnettoangebot - internationaler Permit 

Markt  

                                                 
2 coi gibt dabei den Anteil der gesamten Kosten S*δ der gemeinsamen Permit Nachfrage S an, der gerade auf den 
Staat i entfällt. 
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Diese beiden Szenarien entsprechen im Kern dem ersten Szenario. 

Abweichend wird im Szenario 5 und 6 von einem gemeinsamen 

internationalen Permit Markt ausgegangen, auf dem die nationalen 

Regierungen separat und ohne Koordination als Nettoanbieter auftreten. Für 

das Szenario 5 wird von einer nationalen Finanzierung staatlicher 

Interventionen ausgegangen, während in Szenario 6 eine gemeinsame 

Finanzierung mit konstanten Finanzierungsanteilen (co) der Nationalstaaten 

angenommen wird.  

 

Szenario 5 beinhaltet analog zu dem Szenario 1 das klassische "free rider 

problem" nicht koordinierter internationaler Umweltpolitik, wobei dieses 

gegenüber Szenario 1 leicht abgeschwächt wird, da Nationalstaaten 

zumindest die Möglichkeit haben über Marktinterventionen auch die 

Umweltbelastung durch fremden Staaten unmittelbar zu beeinflussen. Dies 

ist bei rein nationalen Permit Märkten institutionell ausgeschlossen. 

Umgekehrt wird in Kapitel 4 gezeigt werden, daß dezentrale nationale 

Umweltschutzinterventionen bei einer gemeinsame Finanzierung zu externen 

Effekten ganz anderer Qualität führen. Diese manifestieren sich im 

Gegensatz zum klassischen "free rider" Problem gerade durch übersteigerte 

nationale umweltpolitische Interventionen. Dies folgt unmittelbar dadurch, 

daß durch die gemeinsame Finanzierung dezentrale Interventionen 

attraktiver werden, da einzelne Nationalstaaten nur einen Teil der durch ihre 

individuellen Interventionen entstandenen Kosten zu tragen haben.  

 

Bezeichnet man weiterhin mit coi die nationalen Finanzierungsanteile, so 

ergeben sich die nationalen Nettoangebote auf dem gemeinsamen Permit 

Markt für das Szenario 5 bzw. 6 wie folgt: 

 



 27 

(14) 

( )

2,1iY
co

)1(
Y

co
Krit);S))q(,p((Y

sonstY
co

)1(
Y

co)1)(1(1

1

0Krit0KritwennY
co

0Kritwenn0

)(S

SYIco*S:.t.s)I),SS((Umaxarg)(S

)(SS)(NS

j

j

ji
i

i

i
iiiii

i
i

j

j

ji
i

i

i

ij

ji

i

i

i

i

iiiiiiji
i

i

i
ii

=∀
�
�
�

�

�
�
�

�

δ

α−α
+

δ

α
=δ+δ+Π=

�
�
�
�

	

��
�
�




�

�
�
�

�

�
�
�

�

δ

α−α
+

δ

α

α−α−−

=∧≥
δ

α
<

=δ

�

δ+≤+δ+=δ

δ−=δ �

 

 

Dabei gilt für Szenario 5: coi =1 für alle i=1,2, d.h. es wird eine rein nationale 

Finanzierung angenommen. 

 

Gl. (9) und (12) determinieren wiederum die Nachfrage der nationalen 

Wirtschaft und das Marktgleichgewicht auf dem internationalem Permit 

Markt. 

 

 

Szenario 7: Bargaining - internationale Regulation  

In diesem Szenario wird davon ausgegangen, daß sich die Staaten auf eine 

gemeinsame maximale Emissionsmenge pro Flächeneinheit (r) einigen, die 

dann separat über eine Emissionssteuer in den nationalen Staaten 

implementiert wird. Aufgrund der Annahme, daß beide Staaten die gleiche 

Flächenausstattung haben kann im folgenden äquivalent direkt die gesamte 

Emissionsmenge R pro Staat betrachtet werden. Der Vorteil einer Regulation 

liegt in der Tatsache, daß direkt ein konkreter Umweltschutzstandard 

definiert wird. Die separate nationale Implementation spiegelt die häufig in 

internationalen Regime anzutreffende Betonung der staatlichen Souveränität 

wieder.  
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Die regulierte Emissionsmenge R wird in internationalen Verhandlungen 

zwischen den Staaten bestimmt. Formal ergibt sich diese analog zum 

Szenario 2 als asymmetrische Nashlösung: 
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Die Emissionssteuer δ, welche formal auch als hypothetisches 

Gleichgewichtpreis auf einem nationalen Permit Markt interpretiert werden 

kann, ergibt sich dann mit:  
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Insgesamt kann das Szenario 7 neben dem Szenario 1 als realistische 

Abbildung existierender internationaler Umweltpolitik angesehen werden, 

während tiefgreifendere institutionelle Regelungen auf internationaler Ebene, 

insbesondere solche die eine Einschränkung nationaler Souveränität 

implizieren eher selten und dann vor allem im Rahmen einer allgemeinen 

politischen Integration (wie z.B. der Europäischen Integration) beobachtet 

werden können. 

 

 

3.3 Modellierung des „Institutional Choice“ 

In Abschnitt 3.2 wurde der "Policy Output" bei gegeben institutionellen 

Rahmenbedingungen modelliert. Allerdings sind internationale 

Umweltprobleme im Gegensatz zu rein nationalen Politiken zusätzlich 

dadurch gekennzeichnet, daß in der Regel noch keine institutionelle Designs 

auf supranationaler Ebene existieren, in denen internationale Umweltpolitik 

formuliert werden kann, sonder diese gerade erst neu etabliert werden 

müssen. Dies ist ein Problem des „institutional Choice“ - also der 
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gemeinsamen Auswahl von politischen Institutionen - durch multiple 

Akteure. 

 

Da auf internationaler Ebene i.d. Regel keine supranationalen Institutionen 

existieren, erfolgt der institutionelle Design internationaler Umweltregime in 

der Regel in freien (nicht institutionalisierten) Verhandlungen, deren 

Ergebnisse internationale Verträge darstellen. Aufgrund ihrer nationalen 

Souveränität sind Nationalstaaten nicht durch legale externe Instanzen 

kontrollierbar. Deshalb ist die Stabilität internationaler Umweltregime 

insbesondere durch opportunistisches Verhalten der Staaten, d.h. durch ein 

klassisches Commitment Problem gekennzeichnet (vgl. Heister 1997, Siebert 

1995 bzw. zum Commitment Problem allgemein North und Weinagst 1989). 

 

Schließt man die Hegemonie als langfristiges Ordnungsprinzip aus, so 

müssen internationale Umweltregime „self-enforcing“ sein oder aber in 

komplexe supranationale Institutionen eingebunden werden, die ihre 

Einhaltung extern garantieren. 

 

Eine notwendige Bedingung für "self-enforcing" Umweltregime ist, daß alle 

beteiligten Staaten einen Nutzengewinn durch die Teilnahme gegenüber der 

Nichtteilnahme an dem Regime realisieren. 

 

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen stellt sich die Auswahl eines 

institutionellen Rahmens für ein internationales Umweltregime als eine freie 

Verhandlung zwischen Staaten dar. Im Gegensatz zu den oben genannten 

institutionalisierten Verhandlungen existieren in freien Verhandlungen 

einseitige Exit-Optionen. Die Exit-Optionen stellen quasi die expliziten 

Eintrittsbedingungen für die einzelnen Nationalstaaten dar. Die 

Formulierung individueller Eintrittsbedingungen oder Konfliktnutzen ist im 

allgemeinen Fall vieler Akteure ein kompliziertes Unterfangen (vgl. Harsanyi 

1977). Im vereinfachten Fall von nur zwei Staaten korrespondieren diese 

gerade mit der nicht kooperativen Lösung des Umweltproblems, d.h. mit 

dem Szenario 1 in Tabelle 1. Können sich die Staaten in der freien 
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internationalen Verhandlung nicht auf eine institutionelle Regelung einigen, 

die für beide Staaten einen höheren Nutzen impliziert als dieser für sich 

selbst bereits durch seine nationale Umweltpolitik garantieren kann, so 

entsteht kein gemeinsames internationales Umweltregime. 

 

Beschränkt man die potentiellen institutionellen Designs auf die in Tabelle 1 

aufgeführten sieben Szenarios, so läßt sich die Lösung des "institutional 

choice" Problems gerade mit Hilfe der folgenden asymmetrische Nashlösung 

modellieren: 
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I bezeichnet dabei gerade das jeweilige institutionelle Design und U(I) den 

Nutzen, der für einen Staat aus dem jeweilig implizierten polit-ökonomischen 

Gleichgewicht resultiert. 

 

Häufig erfolgt die nationale Ratifizierung internationaler Umweltregimen in 

Form eines Referendums. In diesem Fall sind nicht die bedingten Policy-

Präferenzen der nationalen Regierung, sondern unmittelbar die Präferenzen 

der Gesellschaft hinsichtlich des Verhandlungsgleichgewichts in Gl. (17) 

relevant. Diese unterscheiden sich in der Regel von den bedingten 

politischen Präferenzen der Regierung aufgrund von Lobbytätigkeiten sowie 

anderer Verzerrungen der demokratischen Interessenvermittlung. 

Berücksichtigt man explizit die Möglichkeit der Ratifizierung durch ein 

Referendum, so ergeben sich bei zwei Staaten insgesamt vier 

Kombinationsmöglichkeiten: 1) für beide Staaten entscheidet die Regierung 

als Agent der Gesellschaft (P-P Szenario in Tabelle 4 unten), 2) in beiden 

Staaten wird ein Referendum durchgeführt (G-G Szenario in Tabelle 4) 3) 

und 4) in je einem Staat wird ein Referendum durchgeführt, während in dem 



 31 

anderen Staat die Regierung als Agent entscheidet (P-G bzw. G-P Szenario in 

Tabelle 4). 

4 Ergebnisse der Simulationsrechnungen 

4.1 Policy-Output und Outcomes 

In unserem einfachen Modell stehen zwei Policy Outcomes im Vordergrund. 

Einerseits die im Gleichgewicht realisierte Umweltverschmutzung K und 

andererseits die ökonomische Effizienz, mit der das jeweilige 

Umweltschutzniveau erzielt wird. Letztere wurde mit Hilfe der sogenannten 

"summation condition" von Paul Samuelson (Samuleson 1954) gemessen. 

Entsprechend des Samuleson Kriteriums läßt sich die ökonomische Effizienz 

der Produktion von öffentlichen Gütern gerade als die Differenz zwischen der 

Summe der individuellen Zahlungsbereitschaft und dem 

volkswirtschaftlichen Schattenpreis für das globale Umweltgut definieren3: 

 

(18) )(*5,0
U

U
21

i yi

i
s δ+δ−�  

 

In Tabelle 2 und 3 sind nun die Umweltverschmutzung sowie die 

ökonomische Effizienz, die sich für die sieben institutionellen Designs unter 

den neun Präferenz- und Technologieszenarien ergeben, aufgeführt. 

Zusätzlich ist der jeweilige Mittelwert, der sich über alle neun 

Simulationsszenarien ergibt, für jede der sieben institutionellen Designs in 

Tabelle 2 und Tabelle 3 aufgeführt. 

 

 

 

 

 

 

                                                 
3 US und UY  bezeichnen in Gl. (18) die jeweiligen marginalen Nutzenfunktionen. In Gl. (18) 
wird die ökonomische Effizienz für das gesamte internationale Umweltregime also für beide 
Staaten zusammen und nicht für einzelne Staaten definiert.  
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Tabelle 2: Simulierte* globale Umweltverschmutzung (K) für 

unterschiedliche institutionelle Designs 

 

Emissions-

koeffizient 

 Präferenzunterschiede 

 Institutional 

Design** 

Low Medium High Mittelwert über 

alle Szenarien 

Low 1 634 766 793 545 
 2 557 682 681 461 
 3 571 702 794 526 
 4 558 684 704 457 
 5 625 747 727 508 
 6 546 668 635 410 
 7 558 684 681 462 

      

Medium 1 549 648 657  

 2 475 568 545  

 3 494 594 661  

 4 475 569 565  

 5 539 629 588  

 6 457 548 494  

 7 475 570 550  

      

High 1 486 562 586  

 2 421 489 473  

 3 455 531 592  

 4 412 482 477  

 5 475 540 508  

 6 379 446 406  

 7 413 487 485  

 
* Zu den Parameterspezifikationen für die einzelnen Simulationen siehe Tabelle A1. 

** Zur Definition der institutionellen Designs siehe Abschnitt 3.1 und Tabelle 1 
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Tabelle 3: Simulierte* Ökonomische Effizienz der Entscheidungs- und 

Implementationsmechanismen (Samuelson Kriterium) 

 

Emissions-

koeffizient 

 Präferenzunterschiede 

 Institutional 

Design** 

Low Medium High Mittelwert über 

alle Szenarien 

Low 1 0,890 0,982 0,165 0,974 
 2 0,000 0,000 0,018 0,006 
 3 0,129 0,176 0,095 0,590 
 4 0,004 0,017 0,209 0,070 
 5 0,680 0,597 0,356 0,615 
 6 -0,110 -0,126 -0,367 -0,426 
 7 0,159 0,395 1,060 0,513 

      

Medium 1 0,948 0,105 1,820  

 2 0,000 0,000 0,019  

 3 0,208 0,266 1,190  

 4 -0,004 0,013 0,212  

 5 0,722 0,637 0,387  

 6 -0,190 -0,203 -0,471  

 7 0,056 0,306 1,026  

      

High 1 1,152 0,133 2,568  

 2 0,000 0,000 0,024  

 3 0,532 0,650 20,65  

 4 -0,147 -0,110 0,078  

 5 0,865 0,779 0,511  

 6 -0,641 -0,650 -1,080  

 7 0,566 0,220 0,830  

 

* Zu den Parameterspezifikationen für die einzelnen Simulationen siehe Tabelle A1. 

** Zur Definition der institutionellen Designs siehe Abschnitt 3.1 und Tabelle 1 

 

Zunächst ist direkt aus Tabellen 2 und 3 erkennbar, daß sowohl 

Asymmetrien in den Umweltpräferenzen als auch Asymmetrien hinsichtlich 

der Umwelttechnologie (Emissionskoeffizient k siehe Tabelle A1) einen 

signifikanten Effekt auf die Höhe der Umweltverschmutzung und auf die 

ökonomische Effizienz ausüben. Dabei ist der Effekt, den eine zunehmenden 

umweltfreundliche Produktionstechnologie in einem Staat unter 

Konstanthaltung der Technologie des anderen Staats auf die 
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Umweltverschmutzung ausübt, erwartungsgemäß homogen über die 

unterschiedlichen institutionellen Designs. Je umweltfreundlicher die 

Produktionstechnolgie in einem Staat wird desto geringer ist die gesamte 

Umweltvermutzung.  

 

Gleichzeitig führt eine zunehmende Asymmetrie der Umweltintensität 

nationaler Produktionstechnologien (k1<< k2) zu einer abnehmenden 

ökonomischen Effizienz für alle institutionellen Designs. Quantitativ gilt dies 

vor allem für zentrale Median Voter Systeme (Szenario 3 siehe Tabelle 3), 

solange angenommen wird, daß der Median Voter gerade der Staat mit der 

relativ umweltbelastenderen Produktionstechnolgie ist. Ebenso gilt dies für 

nicht kooperative nationale Regelungen (Szenario 1). Vernachlässigbar sind 

die Effekte auf die ökonomische Effizienz für institutionalisierte 

Verhandlungssysteme, vor allem für einstimmige Abstimmungssysteme 

(Szenario 2), aber auch für Mean Voter Systeme (Szenario 4). 

 

Analog führt eine umweltfreundlichere Technologie in einem der beiden 

Staaten erwartungsgemäß zu quantitativ signifikante Reduzierungen der 

Umweltbelastung (siehe Tabelle 2). 

 

Komplexer ist die Wirkung eines Pro-Kopf-Einkommens in einem Staat4. Hier 

ergeben sich für unterschiedliche institutionelle Designs unterschiedliche 

qualitative und quantitative Effekte vor allem hinsichtlich der ökonomischen 

Effizienz (vgl. Tabelle 3). Vor allem scheinen sich komplexe 

Interaktionseffekte mit dem Stand der Umwelttechnologie zu ergeben (vgl. 

Tabelle 3).  

 

Hinsichtlich der resultierenden Umweltbelastung folgen zunehmende 

Unterschiede in den nationalen Pro-Kopf-Einkommen dem Muster einer 

Kuznet-Kurve (zum Begriff siehe Vogel 1999). Das heißt zunächst führt eine 

zunehmende Asymmetrie zu einer erhöhten Umweltbelastung, während sich 

                                                 
4 Dabei wird analog zu den gängigen Annahmen in der Literatur (vgl. Vogel 1999) davon ausgegangen, daß 
Umwelt ein Luxusgut ist, d.h. sich die relativen Umweltpräferenzen mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen 
erhöhen. 
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bei weiter zunehmender Asymmetrie die erhöhten Umweltpräferenzen des 

reicheren Staates langsam durchsetzen, so daß sich zumindest eine 

tendentielle Absenkung der Umweltbelastung für das High im Vergleich zum 

Medium Szenario ergibt. Allerdings ergibt sich die geringste 

Umweltbelastung für das Low-Low Szenario in Tabelle 2, also für den Fall, 

daß beide Staaten ein relativ geringes aber homogenes Pro-Kopf-Einkommen 

haben. Dies liegt u.a. aber daran, daß ein erhöhtes Pro-Kopf-Einkommen 

über einen erhöhten Outputpreisindex und nicht über eine erhöhte 

Produktivität modelliert worden ist. Je weniger ein erhöhtes Pro-Kopf-

Einkommen technisch mit einer erhöhten Umweltbelastung 

zusammenhängt, desto stärker wirken die Einkommens- und 

Substitutionseffekte auf der Konsumseite in Richtung einer absoluten 

Senkung der Umweltbelastung. 

 

Im wesentlichen sind die oben diskutierten Ergebnisse bereits aus der 

Literatur bekannt. Insofern soll auf diese an dieser Stelle nicht weiter 

eingegangen werden. Interessanter ist aber die Analyse des Zusammenhangs 

zwischen institutionellen Design und ökonomischer Effizienz bzw. 

Umweltschutzniveau. Hierzu sind in Tabelle 2 und 3 zusätzlich die jeweiligen 

Mittelwert über alle Präferenz- und Technologieszenarien angegeben.  

 

Erwartungsgemäß ist die ökonomischen Effizienz für kooperative 

Entscheidungsverfahren (2-7) größer als für nicht kooperative (1). Dieser 

Tatbestand ist im Kern tautologisch und allenfalls die quantitative 

Ermittlung von Effizienzunterschieden in empirischen Studien könnte in 

diesem Zusammenhang interessant sein.  

 

Theoretisch interessanter ist allerdings die Analyse der ökonomischen 

Effizienz innerhalb der kooperativen Entscheidungsverfahren. Hier fällt die 

extrem hohe ökonomische Effizienz einstimmiger Entscheidungsverfahren 

(Szenario 2) auf. Diese wurde bereits von Buchanan und Tullock (1962) 

hervorgehoben und wird auch in den hier durchgeführten 

Simulationsstudien reproduziert. Allerdings wurden sowohl von Buchanan 
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und Tullock als auch in den hier durchgeführten Analysen keine 

technischen Entscheidungs- und Verhandlungskosten berücksichtigt. Aus 

der politischen Praxis weiß man allerdings, daß einstimmige 

Entscheidungsverfahren oft durch langwierige Verhandlungen 

gekennzeichnet sind, die mit erheblichen Transaktionskosten 

korrespondieren. Insofern ist die ökonomische Effizienz institutionalisierter 

Mehrheitssysteme, welche im Gegensatz zu einstimmigen Entscheidungen 

mit erheblich geringeren Transaktionskosten verbunden sind, 

erwähnenswert. Aus Tabelle 3 ergibt sich, daß vor allem Mean Voter Systeme 

zu eine sehr hohe ökonomischen Effizienz umweltpolitischer 

Entscheidungen implizieren. Umgekehrt ergibt sich für Median Voter 

Systeme eine überraschend geringe ökonomische Effizienz. Dieser 

Tatbestand ist dabei nicht von der hier getroffenen Annahme abhängig, daß 

der Staat mit dem geringeren Pro-Kopf-Einkommen den Median Voter 

repräsentiert. Vielmehr folgt die hohe bzw. niedrige ökonomische Effizienz 

des Mean bzw. Median Voter Systems systematisch aus der Tatsache, daß 

bei dem ersten Entscheidungsverfahren alle Akteurspräferenzen gewichtet in 

die gemeinsame politische Entscheidungen eingehen, während im zweiten 

die politische Entscheidung allein durch die Präferenzen des Median Voter 

determiniert wird. Der Median Voter fungiert quasi als "Social Dictator" 

(Arrow 1954) und zwingt allen anderen Agenten seine Public Good 

Präferenzen auf. Würde man also abweichend davon ausgehen, daß der 

Staat mit dem höheren Pro-Kopf-Einkommen und somit höheren 

Umweltpräferenzen die Median Voter Position einnimmt, so würde sich im 

wesentlichen nur das Vorzeichen des "Samuelson Kriteriums" in Tabelle 3 

ändern, allerdings nicht dessen Betrag. Das heißt dann würde ein Akteur 

mit hohen Pro-Kopf-Einkommen als "social dictator" den anderen Staaten 

seine hohe Umweltpräferenz aufzwingen, was dazu führt, daß der 

volkswirtschaftliche Schattenpreis dann im Vergleich zur Summe der 

individuellen Zahlungsbereitschaft für Umweltschutz zu hoch wäre.  

 

Im Gegensatz dazu findet in Mean Voter Systemen immer ein 

Interessensausgleich über die Akteure statt (vgl. Henning 1998), was 
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systematisch zu einer ausgewogeneren und damit effizienteren Bereitstellung 

öffentlicher Güter führt.  

 

Wie bereits oben erwähnt sind dezentrale wie nicht kooperative 

Entscheidungsmechanismen durch. externe Effekte bzw. das "free-rider" 

Problem gekennzeichnet und damit ebenfalls ökonomisch äußerst ineffizient 

(siehe Szenario 5,6 in Tabelle 3). Analog zu nicht kooperativen nationalen 

Umweltpolitik (Szenario 1), führen dezentrale Entscheidungsmechanismen 

mit nationaler Finanzierung (Szenario 5) zu einem zu geringen Umweltschutz 

aufgrund des bekannten "free-rider" Problems.  

 

Umgekehrt führen dezentrale nationale Umweltpolitiken, welche bei 

gemeinsamer Finanzierung über einen gemeinsamen internationalen Permit 

Markt implementiert werden (Szenario 6), zu einem überhöhten 

Umweltschutz (gemessen an den gegeben individuellen Präferenzen der 

Akteure). Dies läßt sich deutlich anhand des negativen Vorzeichens des 

Samuleson Kriteriums in Tabelle 3 ablesen. 

 

Eine geringe ökonomische Effizienz ergibt sich ebenfalls für die zentrale 

Regulierung mit dezentraler Implementation über nationale Emissionsteuern 

(Szenario 7). Diese begründet sich bekanntermaßen auf die negativen 

Allokationeffekte einer zentralen Regulierung von Umweltstandards (vgl. 

Siebert 1995). 

 

Berücksichtigt man die obigen Ausführungen so ist das Niveau der 

Umweltverschmutzung für das Szenario 6 folge richtig am geringsten (siehe 

Tabelle 2). Ebenfalls geringe Umweltbelastungen ergeben sich für die 

institutionellen Szenarios 2,7 und 4. Während die relativ hohen 

Umweltbelastungen für die nicht kooperativen bzw. dezentralen 

Entscheidungsmechanismen 1 und 5 Folge des bekannten "free-rider" 

Problems sind. Im Gegensatz dazu ist das hohe Verschmutzungsniveau für 

das Median Voter System (Szenario 3) ein Artefakt, da dies direkt aus der 

exogenen Annahme folgt, daß der Median Voter ein Staat mit geringeren Pro-
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Kopf-Einkommen ist. Allgemein hängt in Median Voter Systemen die 

resultierende Umweltverschmutzung direkt von den Präferenzen des Median 

Voters ab und ist somit relativ instabil bzw. kann sich unter Umständen 

sogar sprunghaft ändern. 

Sollte vor dem Hintergrund der obigen Analysen nun ein wohlwollender 

Diktator ein institutionelles Design für ein internationales Umweltregime 

auswählen, so würde dieser offensichtlich ein einstimmiges oder aber ein 

Mean Voter Entscheidungssystem mit einem internationalen Permit Market 

als Implementationsmechanismus wählen. Beide sind ökonomisch effizient 

und führen zu einer relativ geringen Umweltverschmutzung. Insbesondere 

stellen beide Designs eine effiziente Lösung für das klassische "free-rider" 

Problem der Bereitstellung internationaler Umweltgüter dar.  

 

Berücksichtigt man zusätzlich entsprechende direkte Transaktionskosten 

der Entscheidung, so wäre ein Mean Voter System sicherlich optimal, da es 

einen günstigen Policy-Output generiert ohne mit entsprechend hohen 

Transaktionskosten aufgrund langwieriger und schwieriger Verhandlungen, 

wie sie für einstimmige Entscheidungen oder institutionalsierte 

Verhandlungen typisch sind (Scharpf 1997), verbunden zu sein. 

 

Insofern mag es zunächst überraschen, daß existierende trotz drängender 

internationaler Umweltprobleme, kaum kooperative internationale 

Umweltregime dieses Typus existieren, sondern internationale bis heute 

überwiegend versucht wird, Umweltprobleme nicht kooperativ durch 

nationale Politiken oder aber durch ökonomisch ineffiziente internationale 

(Minimal-) Regulierungen zu lösen.  

 

Eine derartige Diskrepanz zwischen theoretischem Wissen und empirischen 

Befund erscheint paradox und drängt nach einer tieferen theoretischen 

Analyse des "institutional choice" Problems im Rahmen internationaler 

Umweltregime. Dies soll abschließend und kurz im nächsten Abschnitt 

behandelt werden 
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4.2 Institutional Choice 

In Tabelle 4 sind für die jeweiligen institutionellen Designs (I*), auf die sich 

die nationalen Staaten in freien internationalen Verhandlungen unter den 

oben spezifizierten nationalen Ratifikationsverfahren einigen, für die neun 

simulierten Einkommens- und Technologieszenarien angegeben.  

 

Das wichtigste Ergebnis dieser Simulationsanalysen ist die Tatsache, daß 

vor allem große Unterschiede in den nationalen Pro-Kopf-Einkommen, die zu 

stark asymmetrischen nationalen Umweltpräferenzen führen, eine 

kooperative Lösung internationaler Umweltprobleme vereiteln. Während 

starke technologische Unterschiede in der wirtschaftlich bedingten 

Umweltverschmutzung selbst bei moderaten Unterschieden der nationalen  

Pro-Kopf-Einkommen immer noch eine "self-.enforcing" Etablierung 

kooperativer Umweltregime zu lassen (Tabelle 4).  

 

Tabelle 4: Institutional Choice bei unterschiedlichen simulierten* 

Pro-Kopf-Einkommen und Emissions-koeffizienten 

Emissions-

koeffizient 

 Präferenzunterschiede 

 Institutional 

Design** 

Low Medium High 

Low P-P 7 1 1 

 P-G 6 6 1 

 G-P 7 7 7 

 G-G 6 6 7 

     

Medium P-P 2/4 7 1 

 P-G 6 6 1 

 G-P 4 7 7 

 G-G 6 6 7 

     

High P-P 2 4 1 

 P-G 4 4 1 

 G-P 4 4 1 

 G-G 4/6 6 1 

* Zu den Parameterspezifikationen für die einzelnen Simulationen siehe Tabelle A1. 

** P = Regeirunsgentscheidung, G= Referendum 
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Zusammenfassend implizieren die Ergebnisse in Tabelle 4 also, daß vor 

allem extrem5 asymmetrische Pro-Kopf-Einkommen eine signifikante 

Ausschlußbedingung für die Etablierung von kooperativen internationalen 

Umweltregimen, die self-enforcing sind, ist.  

 

Unter diesen Bedingungen sind stabile kooperative Umweltregime nur noch 

durch extern garantierte "side payments" oder aber bei dynamischer 

Betrachtung durch Reputationseffekte möglich (vgl. Siebert 1995, Heister 

1997, Conrad 1996). 

 

Ein Hauptproblem der "side payments" ist dabei, daß diese nicht glaubhaft 

in internationalen Verträgen vereinbart werden können. Deshalb ist es in 

dieser Situation wichtig, entsprechende institutionelle Arrangements zu 

finden, die die langfristige Zahlung von "side payments" garantieren. Dabei 

können "side payments" ganz unterschiedlicher Natur sein. Einerseits 

können dies direkte finanzielle Transfers zwischen den Staaten beinhalten. 

Anderseits können dies Sanktionen sein, welche bei Vertragsbruch eines 

Staates eingesetzt werden. Weiterhin können "side payments" aber auch in 

Form sogenannter "package deals" erfolgen, d.h. der Verhandlungsraum 

wird um entsprechende Policy-Issues inhaltlich erweitert, so daß wider ein 

"self-enforcing" Kompromiß gefunden werden kann.  

 

Aber die Vereinbarung und Durchführung von "side payments" ist ohne 

entsprechende institutionelle Verankerung langfristig ebenfalls durch 

opportunistisches Verhalten einzelner Nationalstaaten gefährdet. Dies gilt 

vor allem dann, wenn keine einheitliche Norm für die Vertragsverletzung 

vorliegt (vgl. Weingast und Marshall 1988). In der Regel ist es durchaus 

nicht trivial, intersubjektiv feststellen zu können, wann ein Staat ein 

Umweltabkommen verletzt hat bzw. wann ein Staat welche Transfers an 

einen anderen Staat zu zahlen hat. Diese allgemeine Normunsicherheit 

schafft zusätzlich Freiraum für opportunistisches Verhalten. Nicht zuletzt 

                                                 
5 Im High Szenario wurde unterstellt, daß das Pro-Kopf-Einkommen in dem Staat 1 doppelt so hoch wie in dem 
Staat 2 ist. 
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dieser Tatbestand erklärt die wichtige Bedeutung von unabhängigen 

Institutionen, die die Kompetenz haben internationale Umweltstandards zu 

setzen. 

 

Weiterhin scheint gerade bei dynamischer Betrachtungsweise die Einbettung 

internationaler Umweltregime in zentrale supranationale 

Entscheidungsinstitutionen mit weiter gefächerten inhaltlichen 

Kompetenzen, wie zum Beispiel internationale wirtschaftliche oder politische 

Gemeinschaften (die EU oder auch EFTA) empfehlenswert. Dies schließt 

insbesondere Umweltregime mit föderalen Strukturen mit ein. Föderale 

Strukturen implizieren, daß auf einer unteren regionalen Stufe zunächst 

internationale Teilregime gebildet, die dann auf oberer Stufe Mitglied in 

entsprechenden Weltregimen werden.  

 

Einerseits bieten die intensiven regionalen Verflechtungen zwischen den 

Staaten Raum für stabilisierende "side payments", anderseits fördern auch 

diese die informelle Ausbildung eines gemeinsamen normativen 

Bezugsrahmens (z.B. durch induzierte Rechtsangleichungen etc.). 

Schließlich erweist sich die Einführung föderaler Strukturen als hilfreich, da 

diese eine Reduktion von individuellem opportunistischen Verhalten bewirkt. 

Dies geschieht aus zweierlei Gründen. Einerseits sind individuelle 

Abweichungen auf regionaler Ebene leichter identifizierbar und zweitens 

erhöht eine kollektive Bestrafung kompletter regionaler Teilregime die 

erwarteten Kosten opportunistischen Verhaltens erheblich (vgl. Milgrom, 

North und Weingast 1989). 

 

Abschließend soll noch auf einen interessanten Aspekt des Referendums als 

Ratifizierungsverfahren eingegangen werden. Wie aus Tabelle 4 zu ersehen 

ist, impliziert die Einführung eines Referendums die Implementierung eines 

internationalen Permit Marktes mit gemeinsamer Finanzierung, aber 

dezentralem nationalen Regierungsangebot (Szenario 6 in Tabelle 1). Dies ist 

inhaltlich verständlich, da bei der Simulation angenommen worden ist, daß 

die bedingten politischen Präferenzen der nationalen Regierungen aufgrund 
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von Lobbyingaktivitäten der Industrie die gesellschaftlichen 

Umweltpräferenzen nur verzerrt repräsentieren (vgl. Tabelle A1). Insofern hat 

die Einführung eines Referendums den positiven Effekt, daß der realisierte 

Umweltschutz stärker mit den gesellschaftlichen Präferenzen übereinstimmt. 

Allerdings wird dieser positive Effekt teuer erkauft durch die Einbußen an 

ökonomischer Effizienz des realisierten Umweltregimes. 

 

 

5 Zusammenfassung und Ausblick auf zukünftige 

Forschungsmöglichkeiten 

 

In diesem Papier wurde ein polit-ökonomischer Ansatz abgeleitet, auf dessen 

Grundlage einerseits umweltpolitische Entscheidungen im Bereich von 

grenzüberschreitender Umweltverschmutzung wie z.B. dem Treibhauseffekt 

bei gegebenen institutionellen Entscheidungs- und 

Implementationsmechanismen modelliert und andererseits Determinanten 

der Auswahl entsprechender institutioneller Ausgestaltungen durch 

beteiligte Nationalstaaten in internationalen Verhandlungen analysiert 

wurden.  

 

Die durchgeführten Analysen bringen dabei überwiegend inhaltlich bereits 

bekannte theoretische Zusammenhänge zu Tage. Im Vordergrund stand 

daher eher die Demonstration, daß diese im Rahmen von operationalen 

polit-ökonomischen Ansätzen auch empirisch und quantitativ 

nachgezeichnet werden können. Allerdings ergaben sich durchaus auch 

interessante neue inhaltliche Implikationen. Beispielsweise kann die 

vorgeschlagene Modellierung staatlicher Umweltpolitik anhand von direkten 

Marktinterventionen auf einem Permit Markt als innovativ bezeichnet 

werden. Eine solche Ausgestaltung staatlicher Umweltpolitik erlaubt nicht 

nur analog zur Offenmarktspolitik in der Finanzpolitik eine flexible 

Anpassung staatlicher Eingriffe an veränderte Rahmenbedingungen, 

sondern zusätzlich eine direkte Offenbarung staatlicher Umweltpräferenzen.  
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Im einzelnen lassen sich die Hauptergebnisse der durchgeführten 

Simulationsanalysen in den folgenden Punkten zusammenfassen: 

 

1. Institutionelle Regelungen, sowohl im Bereich der pol. 

Entscheidungsfindung, als auch der Implementation von internationalen 

Umweltpolitiken, haben signifikanten Einfluß auf Policy Output in 

Umweltregimen. 

2. Hinsichtlich institutioneller Implementationsmechanismen scheint die 

dezentrale Lösung in Form von internationalen "Permit Markets", auf 

denen supranationale politische Agenten als Nachfrager neben 

Unternehmen auftreten, die beste institutionelle Lösung zu sein. Diese 

gewährt nicht nur eine pareto-effiziente Implementierung vorgegebener 

Umweltziele, sondern vor allem auch eine effiziente und explizite 

Umsetzung und Aggregation nationaler Umweltpräferenzen. 

3. Hinsichtlich institutioneller Entscheidungsmechanismen sind zentrale 

Entscheidungsmechansimen in Form von institutionalisierten 

Majoritätssystemen reinen Vertrags- bzw. Bargainingsystemen 

vorzuziehen, da diese a) statisch zu effizienteren Umweltpolitiken führen 

und b) dynamisch gegenüber opportunistischen Verhalten einzelner 

Staaten stabiler sind. 

4. Ein effizienter Design von Internationalen Policy-Regimen wird vor allem 

bei asymmetrischen Umweltpräferenzen als Folge hoher Pro-Kopf-

Einkommensunterschiede vereitelt.  

5. Mögliche Lösungen sind dann "side payments" in Form von 

institutionalisierten Transfer oder Sanktionssystemen oder "Package 

Deals".  

6. Im dynamischen Kontext, der über die durchgeführten komparativ-

statischen Analysen hinausgeht, wurden insbesondere Probleme des 

opportunistischen Verhalten aufgrund staatlicher Souveränität als 

Hemmnis langfristig stabiler und effizienter internationaler Umweltregime 

diskutiert. Dabei wurde argumentiert, daß opportunistisches Verhalten 

einerseits durch die Schaffung objektiver Bewertungsnormen durch 

zentrale Umweltorganisationen zur Überwachung und Durchsetzung der 
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Verträge, sowie andererseits durch föderale Strukturen supranationaler 

Institutionen erfolgreich eingeschränkt werden kann. 

7. Auf methodischer Ebene wurde demonstriert, daß eine simultane und 

quantitative Modellierung politischer Entscheidungen und ökonomischer 

Anpassungen unbedingt notwendig für eine fundierte, positive 

Politikanalyse nicht nur im Umweltbereich ist. 

8. Weiterhin wurde darauf verwiesen, daß mit Hilfe des Mean Voter Theorem 

auch komplexere und mehrdimensionale politische Entscheidungen 

quantitativ modelliert und empirisch prognostiziert werden können.  

9. Der hier abgeleitete Ansatz weist eine extrem vereinfachte Struktur auf, 

so daß zukünftige Forschungsarbeiten im Bereich angewendeter 

politökonomischer Gleichgewichtsmodelle eine entsprechende Vertiefung 

der Modellierung des politischen und ökonomischen Sektors beinhalten 

sollten. 

10. Hinsichtlich der Modellierung des politischen Sektors wäre die 

explizite Abbildung des Einfluß von Interessengruppen, die Abbildung 

mehrdimensionaler Entscheidungen und eine disaggregierte Modellierung 

der nationalen Stufe, d.h. die Abbildung multipler nationaler politischen 

Agenten (Parlamentsfraktionen, Ministerien, etc.) wünschenswert.  

11. Eine Vertiefung der Modellierung des ökonomischen Sektors könnte 

anhand von CGE-Ansätzen, flexibleren Funktionsformen sowie die 

simultane Abbildung mehrerer Nationen erfolgen. 
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Tabelle A1: Parameterspezifikation und –simulationen* des polit-

ökonomischen Grundmodells 

   Szenarien 

Politischer Sektor  Basis Low Medium High 

Internationale Verhandlungsmacht     

  β1 0,500 0,543 0,616 0,675 
  β2 0,500 0,457 0,384 0,325 

Institutionelle Kontrolle      
 Mean C1 0,500 0,500 0,500 0,500 
  C2 0,500 0,500 0,500 0,500 
 Median C1 0,000 0,000 0,000 0,000 
  C2 1,000 1,000 1,000 1,000 

Finanzierungsanteile      
  co1 0,500 0,517 0,562 0,509 
  co2 0,500 0,483 0,438 0,491 

Nationale Permit Mengen      
  S1 0,416 0,445 0,534 0,432 
  S2 0,416 0,416 0,416 0,416 

Nationale Unterstützungsfunktion     
  α1 0,070 0,077 0,091 0,140 
  α2 0,070 0,070 0,070 0,070 
  Ko1 0,416 0,445 0,534 0,432 
  Ko2 0,416 0,416 0,416 0,416 

Ökonomischer Sektor      

Profitfunktion  γ1 1,800 1,800 1,800 1,800 
          γ2 1,800 1,800 1,800 1,800 
       

Arbeit  L1 1,000 1,000 1,000 1,000 
  L2 1,000 1,000 1,000 1,000 

Outputpreise  p1 1,000 1,100 1,300 1,500 

  p2 1,000 1,000 1,000 1,000 
Inputpreise  q1 0,400 0,400 0,400 0,400 

  q2 0,400 0,400 0,400 0,400 
       

Emissionskoefizient k1 0,100 0,090 0,080 0,050 

  k2 0,100 0,100 0,100 0,100 

Gesellschaft       
Erwerbsbevölkerungsanteil      

  aL1 1,000 1,000 1,000 1,000 
  aL2 1,000 1,000 1,000 1,000 

Umweltpräferenz       
  αG1 0,100 0,110 0,130 0,200 

  αG2 0,100 0,100 0,100 0,100 
* Nur "Fett" markierte Parameter wurden simuliert andere Parameter sind entweder konstant oder aber aus 

simulierten kalkuliert worden. Zur Kalkulation siehe Text oben. 


